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Betreff: Genehmigung zur dauernden Einstellung des Betriebes (Stilllegung) der Teilstrecke 
1100; "Neustädter Binnenwasser" ( von km 27,815 bis km 32,900; "Großenbrode" ( von 

km 67,400 bis km 73,000) 
Bezug: Antrag der DB Netz AG vom 31.07.2023 mit dem Zeichen I.NBN JB 

Anlagen: 1 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Genehmigung gemäß§ 11 Abs. 1 Satz 2 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) 

1. Auf Antrag vom 31.07.2023 erteile ich der DB Netz AG, Adam-Riese-Straße 11 - 13 in 

60327 Frankfurt am Main, die Genehmigung gern. § 11 AEG zur dauernden Einstellung 

des Betriebes (Stilllegung) der Teilstrecken 1100 im Land Schleswig-Holstein: 

Neustädter Binnenwasser: Neustadt (Holst.) Güterbahnhof (Gbf) von Strecken-km 

28,815 bis Strecken-km 32,900, Bahnhof (Bf) Hasselburg; 

Großenbrode: Anschluss Bahnhof (Bf) Großenbrode von Strecken-km 67,400 bis 

Strecken-km 73,000 inkl. Bahnhof (Bf) Großenbrode. 

2. Die am 15.10.1998 unter dem Aktenzeichen Rbni EdB 1 /98 an das Unternehmen DB Netz 

AG mit Sitz in Frankfurt am Main erteilte Genehmigung gemäß § 6 Allgemeines Eisen­

bahngesetz (AEG) zum Betreiben einer bestimmten Eisenbahninfrastruktur wird in ihrem 

räumlichen Geltungsbereich um die Schienenwege sowie Betriebsleit- und Sicherheitssys­

teme der Teilstrecken 1100: 
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a) 4,085 km langen, eingleisigen und nicht elektrifizierten Hauptbahn „Neustädter Binnen­

wasser"; 

b) sowie um die 7,819 km lange durchgehende, eingleisige und nicht elektrifizierte Haupt­

bahn „Großenbrode" 

eingeschränkt. 

3. Die unter Ziffer 1. genannte Genehmigung gern. § 11 AEG zur dauernden Einstellung des 

Betriebes (Stilllegung) der Teilstrecken 1100 . Neustädter Binnenwasser" zwischen Neu­

stadt (Holst.) Güterbahnhof (Gbf) und Bahnhof (Bf) Hasselburg (Km 28,815 - 32,900) und 

„Großenbrode" (Km 67,400 - 73,000) sowie die unter Ziffer 2. genannte Einschränkung der 

am 15.10.1998 unter dem Aktenzeichen Rbni EdB 1 /98 an das Unternehmen DB Netz AG 

mit Sitz in Frankfurt am Main erteilte Genehmigung gemäß § 6 AEG wird erst mit Inbetrieb­

nahme der Neubaustrecken des Projekts ABS/NBS Hamburg - Lübeck - Puttgarden (Hin­

terlandanbindung FBQ); Projektnummer 2-011-V01 wirksam. 

4. Dieser Bescheid ergeht gebührenpflichtig. Sie haben die Kosten des Verfahrens zu tragen. 

Über die Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid. 

Nebenbestimmungen 

Die DB Netz AG ist verpflichtet, den genauen Zeitpunkt der technischen Realisierung der Stillle­

gung folgenden Behörden mitzuteilen: 

a) Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein, Königsweg 59 in 24114 Kiel; 

b) Bundespolizeiinspektion Kiel, Lessingplatz 2 in 24116 Kiel; 

c) Eisenbahn-Bundesamt, Postfach 200 565 in 53135 Bonn. 

Diese Genehmigung tritt erst mit Inbetriebnahme der Neubaustrecken des Projekts ABS/NBS 

Hamburg - Lübeck - Puttgarden (Hinterlandanbindung FBQ); Projektnummer 2-011-V01 in Kraft. 

Begründung 

Zu 1. 

Mit Schreiben vom 31.07.2023 hat die DB Netz AG beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA) eine Ge­

nehmigung gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) zur dauernden 

Einstellung des Betriebes (Stilllegung) der Teilstrecken 1100: 

a) Neustädter Binnenwasser: Neustadt (Holst.) Güterbahnhof (Gbf) von Strecken-km 28,815 

bis Strecken-km 32,900, Bahnhof (Bf) Hasselburg ist eine 4,085 km lange, eingleisige und 

nicht elektrifizierte Hauptbahn 
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b) Großenbrode: Anschluss Bahnhof (Bf) Großenbrode von Strecken-km 67,400 bis Strecken­

km 73,000 inkl Bahnhof (Bf) Großenbrode ist eine 7,816 km lange durchgehende einglei­

sige und nicht elektrifizierte Hauptbahn 

beantragt. 

Die DB Netz AG begründet den Antrag mit dem Projekt .Schienenanbindung Feste Fehmarnbelt­

querung" (FBQ) in dessen Zusammenhang die eingleisige, nicht elektrifizierte Bestandstrecke 

1100 (Lübeck - Puttgarden) zweigleisig aus- und neugebaut sowie elektrifiziert wird. Dabei erhält 

die Strecke teilweise eine neue Trassenführung, die auf dem Ergebnis des Raumordnungsverfah­

rens des Landes Schleswig-Holstein aus dem Jahr 2014 basiert. 

Bezugnehmend auf die Verlegung der Strecke sind gemäß Darstellung der DB Netz AG zukünftig 

keine Eisenbahnverkehre mehr für die gegenwärtige Bestandstrasse einschließlich der bestehen­

den Betriebsstelle Bf Großenbrode vorgesehen. 

Der Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein sowie der Nahver­

kehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH haben angekündigt, dass der Schienenpersonennahver­

kehr (SPNV) ausschließlich auf der neuen Trasse bestellt würde. 

Der Güterverkehr ist nach Darstellung der DB Netz AG seit 25 Jahren sowie der internationale 

Schienenpersonenfernverkehr seit dem Fahrplanwechsel 2019/2020 bis zur Inbetriebnahme der 

FBQ eingestellt. Saisonal verkehren vier Fernverkehrszüge. Die Wiederaufnahme des Güterver­

kehrs ist nach Fertigstellung der neuen Fehmarnbeltquerung auf der neuen Trasse vorgesehen. 

Bei der neuen Trassenführung der Strecke 1100 handelt es sich um einen räumlich-funktionalen 

Ersatz der bestehenden Trasse. Zukünftig wird es im Abschnitt Neustädter Binnenwasser zu einer 

veränderten Verkehrsbeziehung von Sierksdorf in Richtung Norden kommen und im Abschnitt 

Großenbrode wird sich mit dem geplanten neuen Haltepunkt „Großenbrode/Heiligenhafen" das 

Einzugsgebiet verändern. Daher wurde die Eisenbahninfrastruktur dieser beiden Teilstrecken vom 

15.03.2021 bis 15.06.2021 im Internet zur Übernahme für den öffentlichen Weiterbetrieb angebo­

·ten. Auf die Ausschreibung ist_ eine lnteressensbekundung bekannt, die nach weiterführender Vor-

stellung der Eisenbahninfrastruktur durch die Antragstellerin, mit Schreiben vom 06.12.2021 zu­

rückgezogen wurde. Demzufolge sind die Bemühungen der DB Netz AG zur Übergabe der Eisen­

bahninfrastruktur an einen Dritten für den öffentlichen Weiterbetrieb gescheitert. 

Aus diesem Grund begründet die DB Netz AG den Antrag ferner mit wirtschaftlichen Kriterien. Sie 

gibt an, dass dem Aufwand für den Erhalt der Eisenbahninfrastruktur nach Inbetriebnahme der 

neuen Streckenführung keine Erlöse mehr gegenüberstünden. Ein Weiterbetrieb der bezeichneten 

Eisenbahninfrastruktur sei ihr demzufolge nicht zumutbar. 
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Der Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein wurde mit Schrei­

ben vom 25.08.2023 ins Benehmen gesetzt und hat in seiner Antwort vom 01 .09.2023 keine Be­

denken gegen eine dauernde Einstellung des Betriebes (Stilllegung) der oben genannten Teilstre­

cken geäußert. 

Da alle Voraussetzungen für die Erteilung der Genehmigung erfüllt sind, ist gern. § 11 Abs. 2 AEG 

die Genehmigung zur Stilllegung der oben genannten Teilstrecken zu erteilen. 

Zu 2. 

Mit Schreiben vom 31 .07.2023 hat die DB Netz AG beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA) eine Ge­

nehmigung gemäß § 11 Abs. 1 S. 2 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) zur dauernden 

Einstellung des Betriebes (Stilllegung) der oben genannten Teilstrecken 1100 „Neustädter Bin­

nenwasser" und »Großenbrode" beantragt. 

Die dauernde Einstellung des Betriebes berechtigt mich, auch den räumlichen Umfang der Ge­

nehmigung gemäß § 6 AEG vom 15.10.1998, Aktenzeichen Rbni EdB 1/98, zum Betreiben einer 

bestimmten Eisenbahninfrastruktur um den Bereich dieser Teilstrecken einzuschränken. 

Zu 3. 

Die DB Netz AG begründet mit Schreiben vom 31 .07.2023 die Antragstellung zum jetzigen Zeit­

punkt mit der Absicherung des beantragten Baurechts sowie zur Erlangung von Planungssicher­

heit im Rahmen des derzeit laufenden Planfeststellungsverfahrens ABS / NBS Hamburg-Lübeck­

Puttgarden (,.Hinterlandanbindung FBQ"), 1100 Lübeck-Puttgarden, Planfeststellungsabschnitt 2, 

Bau-km 123,576 bis Bau-km 135,496 und Planfeststellungsabschnitt 5.2, Bau-km 165,982 bis 

Bau-km 173,115. 

Zu 4. 

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf § 1 i. V. m. § 22 Abs. 3 und 4 des Bundesgebühren­

gesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Digi­

tales und Verkehr für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des Eisenbahn- Bundesam­

tes, der benannten Stelle und der bestimmten Stelle (Besondere Gebührenverordnung Eisenbahn­

Bundesamt - EBA BGebV). Über die Höhe ergeht ein gesonderter Bescheid. 

Zur Nebenbestimmung: 

Die Nebenbestimmung findet ihre Grundlage in § 36 Absatz 2 Nr. 2 des Verwaltungsverfahrensge­

setzes (VwVfG). Danach darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemäßen Ermessen mit einer Be­

stimmung erlassen werden, nach der der Eintritt oder der Wegfall einer Vergünstigung oder einer 

Belastung von dem ungewissen Eintritt eines zukünftigen Ereignisses (Bedingung) abhängt. Ist die 

Behörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entsprechend dem 
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Zweck der Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten (§ 

40 VwVfG). Die vorliegende Nebenstimmung, mit der die DB Netz AG verpfllchtet wird, die Reali­

sierung der dauernden Einstellung des Betriebes (Stilllegung) erst mit der unter Ziffer 3. beschrie­

benen Inbetriebnahme der Neubaustrecken des Projekts ABS/NBS Hamburg - Lübeck - Puttgar­

den (Hinterlandanbindung FBQ); Projektnummer 2-011-V01 umzusetzen, dient der Aufrechterhal­

tung der bestehenden Betriebspflicht für die oben genannte Eisenbahninfrastruktur. Sie stellt zu­

dem sicher, dass auch bei einer späteren Inbetriebnahme der Neubaustrecken der Eisenbahnver­

kehr aufrechterhalten zu können. Des Weiteren ist die Nebenbestimmung maßgeblich für die 

exakte Bestimmung über das Ende der Betriebspflicht gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 Allgemeines Ei­

senbahngesetz (AEG), dessen Überwachung dem Eisenbahn-Bundesamt obliegt. Die vorliegende 

Nebenbestimmung ist dazu geeignet, die Betriebspflicht für die oben genannten Teilstrecken zu 

gewährleisten sowie den Zeitpunkt über das Ende der Betriebspflicht zu bestimmen. Mildere Mittel, 

welche gleichermaßen geeignet wären, sind nicht ersichtlich. Die bei Ihnen eintretenden Nachteile 

stehen nicht völlig außer Verhältnis zum bezweckten Ziel, die Betriebspflicht bis zur Inbetriebnah­

me der Neubaustrecken aufrechtzuerhalten sowie den Zeitpunkt des Endes der Betriebspflicht 

nachweisbar zu bestimmen. 

Hinweis 

Ab dem Zeitpunkt der technischen Realisierung der Streckenstilllegung endet für die Antragstelle­

rin die Pflicht zur Aufrechterhaltung des Betriebes und der Instandhaltung nach Streckenstandard. 

Für alle Eisenbahnverkehrsunternehmen erlischt gleichzeitig der öffentlich-rechtliche Anspruch auf 

Zugang zu oben genannten Teilstrecken. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben 

werden. Der Widerspruch ist bei der Zentrale des Eisenbahn-Bundesamtes, Heinemannstraße 6 in 

53175 Bonn oder bei einer der Außenstellen dieser Behörde einzulegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

'~& 
Tüngler i 
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